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Vorbemerkung: Das Folgende ist selbstverständlich die Sicht des Autors. – Der Text enthält
eine große Zahl von Links auf andere Dokumente und Informationen. Es lohnt sich, diese
anzuschauen. – Zur Person von Dr. Shir Hever: Geboren 1978 in Israel, er promovierte nach
seinem Studium in Tel-Aviv an der FU Berlin in Politikwissenschaft über die Privatisierung
der israelischen Sicherheit. Er forscht zur Ökonomie der israelischen Besatzung und zum
Kolonialismus. Shir Hever ist Mitglied der „Jüdischen Stimme für gerechten Frieden in
Nahost“. Albrecht Müller

Dieser Beitrag ist auch als Audio-Podcast verfügbar.

https://www.nachdenkseiten.de/upload/podcast/231016-Unterstuetzung-von-Kriegsverbrech
en-rechtliches-Risiko-NDS.mp3

Podcast: Play in new window | Download

Text von Shir Hever:

In den letzten Tagen seit dem Ausbruch der Gewalt in Palästina/Israel haben deutsche
Politikerinnen und Politiker einseitige Unterstützungserklärungen für Israel abgegeben und
dabei die international anerkannten Rechte des palästinensischen Volkes ignoriert. Sie
haben es immer wieder versäumt, Kriegsverbrechen der auf Rache sinnenden israelischen
Besatzungsmacht zu verurteilen und sich von völkermörderischen Äußerungen israelischer
Offizieller zu distanzieren.

Äußerungen und politische Meinungen sind eine Sache, materielle Unterstützung für die
Begehung von Kriegsverbrechen eine andere. In der Eile, ihre bedingungslose Loyalität
gegenüber dem Staat Israel zu beweisen, haben deutsche Beamte nicht nur ihre
moralischen Verpflichtungen verraten, sondern auch deutsche Bürger, Soldaten und
Politiker einem rechtlichen Risiko ausgesetzt.

Es wurde eine Debatte über die deutschen Waffenlieferungen an die Ukraine geführt, ob
Deutschland dadurch zu einer Kriegspartei wird und was passiert, wenn die Waffen in die
Hände von Einheiten fallen, die in der Ukraine Nazi-Bilder und Ideologie verwenden. Aber
im Fall der militärischen Beziehungen Deutschlands zu Israel ist die Komplizenschaft viel
tiefer und das Risiko größer.

2017 unterzeichnete Deutschland einen Vertrag mit dem israelischen
Rüstungsunternehmen Israeli Aerospace Industries (IAI) über das Leasing von 16 Heron-TP-
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Drohnen, die auf israelischem Boden stationiert bleiben, aber zur Ausbildung der
Bundeswehr eingesetzt werden. Hinter dem Geschäft stecken die Interessen der
Rüstungsindustrie und Korruption. IAI ist Israels größtes staatliches Rüstungsunternehmen
und seine Gewerkschaftsmitglieder sind auch Mitglieder der rechtsgerichteten israelischen
Likud-Partei. Als der ehemalige israelische Finanzminister Moshe Kahlon drohte, den
deutschen Rüstungskonzern Thyssenkrupp wegen des einseitigen U-Boot-Geschäfts, bei
dem Thyssenkrupp neun U-Boote der Dolphin-Klasse an die israelische Marine verkaufte,
die Atomwaffen tragen und abfeuern können, auf die Schwarze Liste zu setzen, wurde die
deutsche Regierung unter Druck gesetzt, ein Gegengeschäft zu unterzeichnen und
israelische Waffen zu kaufen, um Thyssenkrupp vor einer Schwarzen Liste zu bewahren. Die
Leasingkosten für die Heron-TP-Drohnen beliefen sich auf 780 Millionen Euro.

Obwohl die Bundeswehr keine bewaffneten Drohnen einsetzen durfte, fiel die Wahl auf die
Heron-TP-Drohnen, die zu den größten Militärdrohnen der Welt gehören und 2,7 Tonnen
Munition tragen können. Sie sind nicht für die Überwachung, sondern für die Tötung und
Zerstörung konzipiert. Im Koalitionsvertrag 2021 der Ampel-Koalition hat die Regierung
angekündigt, die Bundeswehr mit bewaffneten Drohnen auszustatten.

Im Januar 2019 stellte die Partei Die Linke im Bundestag eine Anfrage, ob die Gefahr
bestehe, dass die Heron-TP-Drohnen der Bundeswehr im Rahmen ihrer Ausbildung über das
besetzte palästinensische Gebiet fliegen, und erhielt keine klare Antwort. Die Befürchtung
war, dass deutsche Drohnenbetreiber durch den Überflug eines besetzten Gebietes zu
Beteiligten eines Verbrechens an Palästinensern werden könnten.

Als jetzt das israelische Militär eine massive Operation gegen den Gazastreifen begann, die
von Rachegelüsten motiviert war und von völkermörderischen Äußerungen des israelischen
Verteidigungsministers Yoav Gallant begleitet wurde, beschloss die deutsche Regierung,
ihre in Israel stationierten Heron-TP-Drohnen an die israelische Luftwaffe zu „verleihen“.

Diese Entscheidung ist ungeheuer gefährlich. Israel hat zugegeben, dass es bewaffnete
Drohnen für Angriffe und Tötungen einsetzt, oft wahllos. Damit wird nicht nur bestätigt,
dass deutsche Drohnen über das besetzte palästinensische Gebiet fliegen werden, sondern
auch, dass die Drohnen von der Besatzungsmacht eingesetzt werden, um Menschen unter
Besatzung anzugreifen und zu töten.

Human Rights Watch hat bestätigt, dass Israel in den ersten Tagen der Bombardierung des
besetzten Gazastreifens verbotene weiße Phosphorwaffen gegen Zivilisten eingesetzt hat.
Am Freitag, den 13. Oktober, ordnete die israelische Regierung an, dass der nördliche
Gazastreifen, in dem 1,1 Millionen Palästinenser leben, innerhalb von 24 Stunden evakuiert
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werden muss, bevor das Gebiet vollständig zerstört wird. Die palästinensischen
Bewohnerinnen und Bewohner haben keinen sicheren Zufluchtsort. Die israelischen
Streitkräfte nutzten Facebook, um die Palästinenser vor der Bombardierung ihrer Häuser zu
warnen, aber das Internetnetz ist in weiten Teilen des Gazastreifens aufgrund der
israelischen Bombardierung zusammengebrochen. Israel gab außerdem bekannt, dass es
selbst diese weitgehend nutzlosen „Warnungen“ nicht mehr verschickt.

Darüber hinaus hat Israel Deutschland um Munition für seine Kriegsschiffe gebeten, die für
die Bombardierung der wehrlosen Zivilbevölkerung im dicht besiedelten Gazastreifen durch
Marinekanonen eingesetzt werden sollen. Die deutsche Regierung hat eingewilligt und mit
der Lieferung von Munition begonnen, wohl wissend, dass diese gegen Zivilistinnen und
Zivilisten eingesetzt werden wird. Ein Sonderflug der Lufthansa wurde von Deutschland
organisiert, um israelische Soldaten (Reservisten) in das Kriegsgebiet zu schicken und
damit den Einsatz der israelischen Streitkräfte gegen Zivilisten in einem besetzten Gebiet
zu unterstützen.

Diese Entwicklungen werfen dringende Fragen auf:

Werden sich die Betreiber von Bundeswehrdrohnen an einem Militäreinsatz in einem1.
besetzten Gebiet gegen Palästinenser beteiligen?
Helfen Bundeswehrangehörige beim Laden von Waffen, beim Betanken der Drohnen,2.
bei der Wartung und Reparatur der Drohnen und leisten damit direkte Hilfe bei der
Begehung von Kriegsverbrechen?
Wenn die UNO eine Untersuchung der Kriegsverbrechen einleitet (wie sie es bei3.
früheren israelischen Angriffen auf den Gazastreifen getan hat), erwartet die deutsche
Regierung dann von den israelischen Behörden, dass sie die Namen der mitschuldigen
deutschen Soldaten und Offiziere ebenso verschweigt wie die Namen der
mitschuldigen israelischen Soldaten und Offiziere?
Hat die Bundesregierung in Anbetracht der Tatsache, dass der Internationale4.
Strafgerichtshof seine Zuständigkeit für die besetzten palästinensischen Gebiete
bereits bestätigt hat, in Betracht gezogen, dass vor dem Internationalen
Strafgerichtshof Anklage gegen Offiziere der Bundeswehr erhoben werden könnte,
und dass die einzige Möglichkeit, dies zu verhindern, darin besteht, dass diese
Offiziere in Deutschland selbst von deutschen Gerichten wegen des Verdachts auf
Kriegsverbrechen angeklagt werden?

Es kann argumentiert werden, dass nicht nur Deutschland, sondern auch die Vereinigten
Staaten den israelischen Streitkräften militärische Unterstützung anbieten und Munition
und zwei Flugzeugträger in die Region schicken. Dabei gibt es zwei wichtige Unterschiede
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zu beachten. Erstens haben die Vereinigten Staaten das Übereinkommen von Rom über den
Internationalen Strafgerichtshof nicht unterzeichnet und erkennen dessen Zuständigkeit
nicht an. Deutschland ist ein Unterzeichner und daher unterliegen Soldaten und Offiziere
der Bundeswehr sowie deutsche Politiker den Urteilen des Gerichtshofs. Zweitens hüten
sich die Vereinigten Staaten jedoch, US-Truppen einzusetzen und US-Waffen gegen
Zivilisten zu verleihen.

Dies ist ein Appell an die deutsche Regierung, damit aufzuhören, bevor es zu spät ist, sich
an Gräueltaten gegen wehrlose Zivilisten mitschuldig zu machen. Rache an Palästinensern
ist keine Form der rechtlichen oder moralischen Solidarität mit Israelis.

Vor allem aber ist dies ein Appell an die Soldaten und Offiziere der Bundeswehr. Ihre
Situation ist prekär, denn die Regierung hat Ihnen einen Befehl erteilt, der dazu führen
kann, dass Sie eine unmoralische, völkerrechtswidrige Handlung begehen und dafür
möglicherweise bestraft werden. Als Angehöriger der Bundeswehr wissen Sie sicherlich,
dass die Ausrede, „Ich habe nur Befehle befolgt“, Sie nicht schützen wird.

P. S.: Redaktioneller Nachtrag, wir wollen auch die andere Seite zu Sprache bringen:

The #Israeli Defence Minister Yoav Gallant said "we are fighting human
animals", referring to Palestinians, and vowed to "act accordingly".

He announced a "complete siege" of the #Gaza Strip, saying there will be "no
electricity, no food, no fuel, everything is closed" pic.twitter.com/SFY7DcxkWc

— Middle East Eye (@MiddleEastEye) October 9, 2023
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